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00 fl 01GDie Ursache der Beeinträchtigung des Aussageverhaltens ist 
nicht immer sofort festzustellen. Nicht alle Beschuldigten —  
sprechen mit dem Untersuchungsführer über ihre Probleme beim 
Vollzug der Untersuchungshaft oder nutzen die Beschwerdemög­
lichkeiten beim Leiter der Untersuchungshaftanstalt oder beim
Staatsanwalt. Bei einigen Beschuldigten wurden diese UrsachenAdurch Beschwerden des Rechtsanwalts an den Staatsan^L]|t be-

durch das MfS bearbeiteten, inhaftierten Beschuldigten um Feinde 
der Deutschen Demokratischen Republik oder um solche Personen, 
die den Feinden der DDR aufs Wort glauben und ihnen willige Werk­
zeuge sind. Diese Beschuldigten nutzen jede Möglichkeit zur Provo­
kation und zur Diskriminierung der Untersuchungsorgane. Bei der 
geringfügigsten Beeinträchtigung ihrer Rechte finden sie genügend 
Anlaß zu solchen Provokationen. Es gibt auch Beschuldigte, die 
Möglichkeiten zur Wahrnehmung ihrer Rechte nicht nutzen- und später 
behaupten, ihre Rechte seien ihnen verweigert worden.

Zu begegnen ist diesen Provokationen nur durch große Wachsamkeit, 
Umsicht und vertrauensvolle, kritische Zusammenarbeit aller be­
teiligten Diensteinheiten untereinander und mit dem Staatsanwalt 
und-dem Gericht. Außerdem ist es zur Verhinderung von Provo­
kationen erforderlich, dem Beschuldigten alle Rechte ohne Ein­
schränkung zu gewähren und jede Möglichkeit, die der Beschuldigte 
zur Wahrnehmung seiner Rechte erhält, und seinen Verzicht auf-die 
Inanspruchnahme dieser Möglichkeiten exakt und objektiv zu doku­
mentieren .
Die in Anlage V dargestellte Erklärung des Beschuldigten über 
die Belehrung durch den Untersuchungsführer in der ersten Ver­
nehmung zur Erläuterung der Rechte gern. §§ 61 und 91 StPO, die 
Erklärung des Beschuldigten, die er gegenüber dem Untersuchungs­
führer über die Vollzähligkeit der bei der Festnahme in seinem
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